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Liebe Landsleute,

die „Polizeistrukturreform 2010“ birgt in sich einen weiteren 
Rückzug des Staates aus seiner Verpflichtung, zum Woh-
le der Bürger zu handeln. Die Pläne zur landespolizeilichen 
Neuorganisation sind ein weiteres Mosaikstück in der plan-
mäßigen und zielgerichteten Verödung unserer Heimat. Die 
NPD hingegen ist sich der Verpflichtung des Staates gegen-
über dem Volk bewußt - wir lehnen deshalb die „Reform“ ent-
schieden ab. 

Weniger Polizeibeamte und weniger Polizeipräsenz bedeu-
ten mehr Kriminalität – insbesondere in Grenznähe. Dies 
würde aber auch eine geringere Erfassung von Straftaten zur 
Folge haben. So lassen sich auch Statistiken schönen. Der 
Landesinnenminister Lorenz Caffier von der CDU weiß, wie 
es gemacht wird.

Ihr Tino Müller

Tino Müller, MdL
Jahrgang 1978

stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender

V.i.S.d.P.: Udo Pastörs, MdL - Lennéstraße 1, 19053 Schwerin - E.i.S.

„Polizeistruktur-

reform 2010“ 
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Eine Gefahr für die

öffentliche Sicherheit!



Auswirkungen der „Reform“:

► mangelnde Polizeipräsenz in der Flä-
che, durch Abbau von Inspektionen (von 
17 bleiben 8 übrig) und Schließung der 
fünf Direktionen im Land;

► Unklarheit über anfallende Kosten bei 
Personalveränderungen, Umzugsvergü-
tungen und Trennungsgeldzahlungen;

► keine Nutzungskonzepte für polizeili-
che Liegenschaften wie bspw. die mit 40 
Millionen D-Mark erst im Jahr 2000 um-
gebaute Polizeidirektion Anklam;

► eine Total-Aufgabe des Kampfes ge-
gen die ausufernde Grenzkriminalität, 
welche seit Öffnung der Staatsgrenzen 
insbesondere in der Nähe zu Polen zu-
genommen hat. 

Seit Öffnung der Grenzen zu Osteuropa mehren sich un-
übersehbar bandenmäßige Diebstähle, Firmenplünderun-
gen, schwere Einbrüche, Drogen- und Zigarettenschmuggel 
sowie organisierte Menschenschleuserei. Trotz wachsender 
Grenzkriminalität setzt die Landesregierung nunmehr ihre 
Pläne zur Neuorganisation der Landespolizei fort. Laut „Po-
lizeistrukturreform 2010“ von CDU und SPD wird die Anzahl 
der Polizeibehörden in Mecklenburg-Vorpommern massiv 
reduziert. Die bisherigen fünf Polizei-Direktionen werden 
aufgelöst - an ihre Stelle treten zwei Polizeipräsidien. Von 
17 Polizei-Inspektionen im Land bleiben nur noch acht üb-
rig - mit größeren Einzugsgebieten! Ob diese überhaupt de-
ckungsgleich mit den neu zu bildenden Kreisen sind, blieb 
bisher offen. Mit anderen Worten: Aus einer „Reform“ wird 
ein Abbau, der nichts Gutes verheißt. 

Dabei haben die Anforderungen an die Polizei in den letzten 
Jahren durch neue Kriminalitätsfelder und eine ungünstige 
Altersstruktur ohnehin deutlich zugenommen. Angesichts des 

anhaltenden Personalabbaus im Zuge 
des noch bestehenden Personalentwick-
lungskonzepts würde sich die anvisierte 
Ausdünnung von Polizeidienststellen - 
insbesondere in der Fläche - verheerend 
auswirken. Seit 2001 wurden bereits 700 
Polizeistellen abgebaut. Auf diesen wa-
ckeligen personellen Sockel stützt sich 
die „Polizeistrukturreform 2010“. Sie er-
zwingt somit bei der Landespolizei, die 
ohnehin schon von einer wahnwitzigen 
Einsparungspolitik betroffen ist, eine Ar-
beitsverdichtung ungeahnten Ausmaßes. 

Entgegen der Auffassung der Landesre-
gierung ist die Polizeiarbeit aber weder 
eine bloße „Dienstleistung“ noch folgt 
sie rein ökonomischen Prinzipien. Tat-
sächlich kann es nur richtig sein, wenn 

in umgekehrter Weise die Landespolizei 
ihren Bedarf an Finanzmitteln bei der 
Landesregierung anmeldet. Dabei ist es 
nicht von belang, wieviel Geld verläßliche 
Polizeiarbeit kostet. Organisatorische Än-
derungen durch neue Polizeistrukturen 
können den Mangel an Personal einfach 
nicht abfedern. 

Hinzu kommt, daß die Bündelung von 
Dienststellen die Arbeitsfähigkeit der 
Landespolizei zwangsläufig gefährdet. 
Dies würde sich allein aus einem unter-
schiedlichen Ausbildungsstand, einer 
unterschiedlichen Ausrüstung und nicht 
aufeinander eingespielten Einsatzpart-
nern ergeben. Damit ist für den Bürger 
wie für den Polizisten ein erhöhtes Risiko 
bei Einsätzen vorprogrammiert.

Die nationale Landtagsfraktion lehnt 
daher die Polizeistrukturreform 2010 
konsequent ab und machte dies bereits 
frühzeitig mit ihrem Antrag „Polizeistruk-
turreform 2010 verwerfen - Pläne zur 
Neuorganisation der Landespolizei aus-
setzen“ deutlich. Die NPD ist der Über-

zeugung, daß mit neuen Organisations-
strukturen weder die Aufgaben bei der 
Landespolizei weniger werden, noch die 
Kriminalität einfach verschwinden wird. 
Die „Polizeistrukturreform“ 2010 gefähr-
det schlichtweg die innere Sicherheit im 
Land.

Die Polizeistrukturreform 
der CDU-SPD-Regierung 

öffnet der Kriminalität
Tür und Tor.


